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In Krisen gemeinsam handeln

Der Staatsbankrott  in Griechenland scheint zunächst durch die geplanten Milliardenhilfen abgewendet zu sein. Das zähe Ringen um den richtigen Weg und die kontroversen Diskussionen um die Ursachen der Finanzkrise stellen auch weiterhin das Europäische Währungssystem vor ernste Bewährungsproben. Derartige Situationen sind nicht nur für die gesamte Euro- Zone heikel, sondern können auch den Erfolg der Europäischen Union gefährden. Denn die gemeinsame Währung ist ein wichtiger Baustein im Haus „Europa“ und verbindet die Nationen schicksalhaft. Viele überzeugte Europäerinnen und Europäer machen sich deshalb Sorgen um die Handlungsfähigkeit der Europäischen Union.

Gerade in diesen Tagen wird an die wegweisende und denkwürdige Gründungsinitiative zum europäischen Einigungsprozess nach dem Zweiten Weltkrieg erinnert. Am 9. Mai 1950 hatte der damalige französische Außenminister Robert Schuman in Absprache mit der deutschen Bundesregierung vorgeschlagen, „ die Gesamtheit der französisch- deutschen Kohle- und Stahlproduktion einer gemeinsamen Hohen Behörde zu unterstellen, einer Organisation, die den anderen europäischen Ländern  zum Beitritt offen steht“. Seine Rede führte zwei Jahre später zur  Gründung der „ Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl (EGKS)“, die dann weiter entwickelt wurde zur heutigen Europäischen Union. So unterschiedlich und vielfältig die Intentionen der Mitgliedsstaaten und ihrer Verbündeten  auch gewesen sein mögen, diese Initiative markierte eine grundlegend neue Europapolitik. Für uns Deutsche bedeutete sie , dass wenige Jahre nach dem 2. Weltkrieg andere Völker und Staaten uns die Hand zur Versöhnung gereicht und uns als gleichberechtigte Partner in die demokratische Staatengemeinschaft in Europa aufgenommen haben. Der 9. Mai 1950 steht für eine epochale Vision.

Aber das Erfolgsprojekt Europa scheint ins Straucheln zu geraten.  Die Finanzkrise in einigen Ländern der Euro-Zone zeigt offensichtlich, dass einzelne Mitgliedsstaaten  gegen vereinbarte Regeln der Gemeinschaftspolitiken verstoßen haben und Regierungen, Finanzkonzerne, Banken und Spekulanten leichtfertig mit Geld umgegangen sind. Andererseits wird auch deutlich, dass  die Organisationen der EU ihre Kontroll- und Gestaltungspflichten vernachlässigt haben. 

In diesen Zeiten ist eine Rückbesinnung auf die gemeinsamen Werte und Zielsetzungen notwendig.

Europa ist nicht nur ein Zusammenschluss von wirtschaftlichen Interessen,  eine Frage von Kosten und Nutzen, sondern eine Friedens,-  Kultur – und Wertegemeinschaft. Europa ist  eine Schicksalsgemeinschaft, ob wir wollen oder nicht. Die Integration seit der Schuman- Erklärung hat zu einer Entwicklungsstufe geführt, auf der alle voneinander abhängig sind und alles zusammengewachsen ist. Die Bewahrung des Friedens, die Erhaltung der Umwelt und die Organisation eines Lebens in Würde für alle erfordern eine gemeinsame  Politik. Die europäische Einigung – die Rücksicht auf die Nachbarn- und die  soziale Marktwirtschaft – die Rücksicht auf die Schwächeren – sind voneinander nicht zu trennen.

Europa ist vor allem auch eine Verantwortungsgemeinschaft, in der wir  Solidarität  besonders in kritischen Zeiten zeigen müssen; nationale Interessen dürfen nicht die Überhand gewinnen, wenn damit die Handlungsfähigkeit in der EU verloren geht. 

Aus der derzeitigen Finanzkrise kann die Europäische Union gestärkt hervorgehen, wenn sie ein gemeinsames deutliches Signal der Solidarität setzt , entschlossen und wirkungsvoll die Finanzpolitik reguliert, kontrolliert und  - bei Verstößen – auch sanktioniert. Darüber hinaus ist es unverzichtbar, die Wirtschafts- und Finanzpolitik viel stärker untereinander abzustimmen als das bisher der Fall war, ohne die Wirtschaftspolitik der einzelnen Mitgliedsstatten anzugleichen.  

Nur auf diese Weise kann sicher gestellt werden, dass sich eine derartige Krise nicht wiederholt.

Die europäischen Staaten, die nach der Erklärung von Robert Schuman „ den ersten Grundstein für eine weitere und vertiefte Gemeinschaft unter  Völkern „ legten, hatten sich zum Ziel gesetzt, dass Krisen einvernehmlich und solidarisch gelöst werden.

Die Erklärung am 9. Mai 1950, der als Europatag jährlich begangen wird, sollte uns an diese Verpflichtung erinnern.
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